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«Wegen 50Franken läuft keinerweg»
Sozialhilfe Martin Klöti steht der Konferenz der Schweizer Sozialdirektoren vor. Der St.Galler Gesellschaftsminister über

die Ausgrenzung vonMinderheiten, die Knausrigkeiten des Kantons und die Steuersenkungspläne seiner Partei.

Adrian Vögele, RegulaWeik
ostschweiz@tagblatt.ch

MartinKlöti, 977FrankenproMonat
erhält einealleinstehendePerson im
KantonSt.Gallenals Sozialhilfe.
Reicht das?
Es ist knapp, ganz klar. Doch Sozialhilfe
ist wesentlich mehr als finanzielle Leis­
tungen für den Grundbedarf. Wenn je­
mand von der Sozialhilfe abhängig ist,
wird ihm sehr viel mehr geboten, sei es
nach dem Bedarf ausgerichtete Unter­
stützung, sei esBeratung, seienesHilfen
beim Wiedereinstieg in den Arbeits­
markt. Die Beratungsangebote werden
auch bei der Revision des Sozialhilfe­
gesetzes gestärkt.

DerKantonSt.Gallen ist knausriger
als andere.Die Schweizerische
Konferenz für Sozialhilfe (Skos)
empfiehlt alsMinimum986Fran-
ken.
St.Gallen zahlt weniger als die meisten
anderenKantone.Wir haben die Ansät­
ze aber nicht gekürzt. Sie waren schon
immer tiefer als die Skos­Richtlinien.

WerdenSie sie anpassen?
Wir haben die Debatte im Kanton ge­
führt. Es war politisch nicht machbar.
Dazu muss man wissen: Die Regierung
hat den heutigen Ansatz nicht diktiert,
dieGemeindenhaben ihn festgelegt. Sie
halten sich seit Jahren daran.

Nicht alle.RorschachundSt.Mar-
grethenkürztendie Sozialhilfeund
tratenbei der Skosaus.
Dieser Schritt war unsinnig. Das Kan­
tonsparlament schob bei der letzten
Revision des Sozialhilfegesetzes dem
negativen Wettbewerb einen Riegel:
Wenn beispielsweise zehn Prozent der
Gemeinden die Ansätze generell – also
unabhängig vom konkreten Einzelfall –
unterschreiten, kann die Regierung die
Richtliniender St.GallischenKonferenz
der Sozialhilfe alsMinimumvorgeben.

Rorschachhat auchversucht, einzel-
neSozialfälle anandereGemeinden
abzuschieben.
Rorschach ist ein Ausnahmefall. Mein
Departement hat ein unrechtmässiges
Abschieben festgestellt. Rorschach hat
das Verfahren an die nächste Instanz
weitergezogen. Es ist schädlich, wenn
eineGemeindeversucht, dieLeuteweg­
zudrängen.Wie fühle ichmichaneinem
Ort, der aufKosten jener, dieamknapps­
ten gehalten sind, die Rechnung zu ver­
bessern versucht? Das gibt keine gute
Identifikationmit einer Stadt.

DieSchweizer Sozialdirektoren
strebeneineHarmonisierungder
Sozialhilfeansätze an. St.Gallen
schert sichnichtdarum.Darauf
könnenSienicht stolz sein.
Esmachtmichauchnicht stolz.Aber ich
kann es nicht erzwingen. Wir sind über
Jahre mit unseren Ansätzen gut gefah­
ren. Die Qualität der Sozialhilfe misst
sichnicht alleinandiesemGrundbedarf.

Siepräsidierendie Sozialdirektoren,
undausgerechnet St.Gallen foutiert
sichumdieAnsätze. SindSienoch
der richtigeMann fürsPräsidium?
Aber sicher. Das ist ja nicht die einzige
AufgabedesPräsidenten.Zudemwollen
wir den Kantonen keine Ansätze diktie­
ren.DasSystemsoll föderal bleiben.Die
Skos­Richtlinien sind nicht verbindlich;
sie haben empfehlendenCharakter.

AndereKantonehabensie für ver-
bindlicherklärt.
Beiuns sinddieGemeindenverantwort­
lich für die Sozialhilfe. Sie leisten die
Hauptarbeit und richten die Sozialhilfe
auch aus. Es ist nicht Aufgabe des Kan­
tons, ihnendreinzureden.Daswürde zu
Recht nicht verstanden.

Stehtdiesnicht imWiderspruchzur
angestrebtenHarmonisierung?
Nein.Wir strebennational eineHarmo­
nisierung an, also eine grösstmögliche
Annäherung. Das ist gelungen. Harmo­
nisierung heisst eben nicht, dass die
Konferenz allen Kantonen die gleichen
Sozialhilfeansätze vorschreibt.

WürdederBunddieAnsätze festle-
gen,wäre es ein für allemalund für
alleKantonegeregelt.
Wirhabendies unter denSozialdirekto­
renauchdiskutiert.Die Ideehatte keine
Chance. Es ist gegen unser föderales
System. Es rufen jene Politiker nach
einem Rahmengesetz, die befürchten,
derDruckwerde zu gross.

Entsteht sonicht einungesunder
WettbewerbunterdenKantonen?
Als Bern ankündigte, die Sozialhilfe
deutlich zu kürzen, wurden die umlie­
gendenKantoneunruhig. IhreSorge, sie

könnten unterDruck geraten undnach­
ziehenmüssen, bestätigte sichnicht.Die
Leute laufenwegenmonatlich 50 Fran­
ken mehr nicht weg. Nur ganz wenige
brechendeswegen alle Zelte ab. Proble­
matisch wird es, wenn ein Kanton die
Leute derart ans Existenzminimum
drängt, dass sie auch mit Sozialhilfe
kaummehr leben können.

WievielePersonen leben imKanton
St.GallenvonderSozialhilfe?
11 119Personen,davon sind3153Kinder
und Jugendliche.UnsereSozialhilfequo­
te beträgt 2,2 Prozent und ist tiefer als

die nationale; jene liegt bei 3,3 Prozent.
In unserem Land hat Solidarität mit
Schwachen Tradition. Ärgerlich ist,
wenn die Sozialhilfe missbraucht wird.
Es sind ganz wenige Fälle, abermit die­
sen grellen Beispielen lässt sich Politik
machen.

DerKantonhat Sanktionengegen
Missbrauchbeschlossen.
Personen, die nicht mit den Behörden
kooperieren, kanndie Sozialhilfe umbis
zu 30 Prozent gekürzt werden.

Werden imKantonSt.GallenMen-
schen, die Sozialhilfe beziehen,
ausgegrenzt?
DiesesThema istmir persönlichundge­
sellschaftlichwichtig.Es sindMenschen,
die sich durch irgendwelche Umstände
existenziell amRandbewegen, sei es aus
familiären Gründen, sei es, weil sie die
Arbeit verloren haben. Es ist eminent
wichtig, dass wir diese Menschen mit­
nehmen, dass wir zueinander schauen.
Ein sozialesNetz ineinemStaat zu schaf­
fen, ist nicht nur einemonetäre Frage.

Wereinmal vonder Sozialhilfe
abhängigwar, hat es schwer, inder
ArbeitsweltwiederFuss zu fassen.
Ja, das ist schwierig – aber nicht unmög­
lich. Eine wichtige Rolle spielen hier

Sozialfirmen wie die Dock­Gruppe, die
BetroffeneneinenerstenWiedereinstieg
ermöglichen.Dort lernensie,wiedermit
klar strukturiertenTagesabläufenumzu­
gehenundVertrauen in ihreFähigkeiten
zu gewinnen.

Für solcheStellendürfte es eine
grosseNachfragegeben.
Der Druck auf diese Arbeitsplätze ist
extremhoch.Nicht nur Sozialhilfeemp­
fänger wollen wieder Fuss fassen, son­
dern auchMenschen mit Behinderung,
älterePersonen,dieeineWeilearbeitslos
waren, oder vorläufigAufgenommene.

Gibt es genug solcheArbeitsplätze?
Viel zu wenige! Vor allem, weil sie weg­
rationalisiertwurden.Entwederwurden
sie ins Ausland verlegt, oder diemoder­
neTechnikhatdieArbeit übernommen.
Das ist der Preis für den Effizienzdruck
unserer Gesellschaft. Es ist nicht mehr
so wie früher, als viele Unternehmen
noch jemanden beschäftigten, der zum
Beispiel einfachdenBoden inderWerk­
statt wischte oder das Lager aufräumte.

DannmüsstenSie aufMotivations-
tour indenFirmensein, damit sich
diese solcheArbeitsplätze leisten?
Das tunwir.DieseGespräche führenwir
laufend.

MitwelchemErfolg?
Oft wenden die Unternehmen ein, sie
seienunterDruck,hättengeradeerstdas
Problem mit der Frankenstärke über­
wunden, müssten zu viele Steuern zah­
len – esgibt tausendBegründungen.Das
gilt besonders fürFirmen,dienichtmehr
inFamilienbesitz sindundkeinenPatron
mehr an der Spitze haben.

Gelingt es inOrtschaftenmit viel
Industrie schneller, Sozialhilfeemp-
fängernArbeit zuverschaffen?
Ja, das Rheintal beispielsweise ist gut
unterwegs indiesemBereich.Wobei: In­
dustrie ist nicht gleich Industrie. Betrie­
be, in denen vieles automatisiert ist und
dieentsprechendwenigPersonalhaben,
können auch kaum Sozialhilfeempfän­
ger beschäftigen.

MüsstemanfinanzielleAnreize für
Firmenschaffen, die solchePlätze
anbieten?
Bloss nicht. Sonst geht die grosse Rech­
nerei los, und dieDiskussion, ob sich so
etwasfinanziell nun lohnt odernicht. Es
muss für Unternehmen selbstverständ­
lich sein, dass sie auch Leute in der
Belegschaft haben, die nicht das Opti­
mum an Effizienz bieten können. Es
dient allen, wennman die Schwächsten
mitnimmt.Undes istwichtig, dies nicht
ausMitleid zu tun, denn auch dies kann
ausgrenzendwirken.

Teilt IhrePartei dieseMeinung?
Ja, es gibt viele in der FDP, die ebenfalls
so denken.

FDPundSVP forderneineSteuer-
senkung imKanton.Damit käme
derSozialbereichunterDruck.
FDP und SVP versuchen, ihren Partei­
programmen zu entsprechen. Das
Anliegengreift jedochzukurz. Schonmit
der Steuervorlage 17 will man bessere
steuerliche Bedingungen schaffen – für
Unternehmen, die Arbeitsplätze schaf­
fen. Das brauchen wir. Wenn man aber
einfach querbeet Steuern senkt, dann
nützt das unserem Kanton unter dem
Strich viel weniger.
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«Einsoziales
Netz zuschaffen,
istnichtnur
eineFrage
desGeldes.»


